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Interview mit Bundesanwalt Ak-
tuell werden in der Schweiz
120Terrorverfahren geführt.Wie
Bundesanwalt Stefan Blättler im
Interview mit der «Sonntags-
Zeitung» sagte, entspricht dies
einer Verdoppelung der Fälle
gegenüber dem Jahr 2022. Die
meisten hätten einen jihadis-
tischen Hintergrund. Es gehe
dabei um Terrorpropaganda im
Internet, um Geld, das aus der
Schweiz heraus an terroristische
Organisationen fliesse, und um
Personen, die in den Jihad reis-
ten. Es bestehe die Gefahr, dass
diese Personen dereinst selbst
Anschläge planten, sollten sie im
Vorfeld nicht gestoppt werden.
Dank Interventionen hätten
geplante Anschläge in jüngerer
Zeit tatsächlich auch verhindert
werden können, sagte Stefan
Blättler ausserdem. Trotzdem
warnte er: «Wir müssen damit
rechnen, dass die terroristischen
Aktivitäten in der Schweiz zu-
nehmen.» (SDA)

Terrorbedrohung
steigt auch
in der Schweiz

Ehemaliger EDA-Diplomat Der Völ-
kerrechtler und pensionierte Di-
plomat desAussendepartements
Didier Pfirter ist überzeugt: Die
Schweizmüsste den israelischen
Regierungschef Netanyahu ver-
haften, sollte er zum WEF nach
Davos reisen. «Wie alleVertrags-
staaten hat sich die Schweiz ver-
pflichtet, die Haftbefehle des In-
ternationalen Strafgerichtshofs
bedingungslos auszuführen. Es
steht uns nicht zu, zu beurteilen,
ob der Entscheid des Gerichts
gerechtfertigt ist oder nicht»,
sagt Pfirter im «SonntagsBlick»-
Interview. Die Frage sei jedoch
hypothetisch: «Netanyahu wird
sich hüten, in die Schweiz zu
reisen ohne Zusicherungen, dass
man ihn nicht verhaftet.» Zwar
könne nur der Bundesrat die Im-
munität eines Regierungschefs
aufheben. «Das stimmt nach
innerstaatlichem Recht, aber
der Bundesrat würde vertrags-
brüchig, wenn er die Immunität
nicht aufheben würde.» (red)

«Die Schweiz
müsste Netanyahu
verhaften»

Bodenrecht Einmal mehr haben
die Interessenvertreter der Land-
wirtschaft einer Vorlage ihren
Stempel aufgedrückt. Sie haben
bei der Revision des bäuerlichen
Bodenrechts zwei umstrittene
Artikel ins Gesetz gehievt – mit
grossen Konsequenzen. Die An-
passungen haben zur Folge, dass
die öffentliche Hand für Hoch-
wasserschutzprojekte nur noch
eingeschränkt Landwirtschafts-
land erwerben kann. «Wir sind
mit der Stossrichtung ganz und
gar nicht einverstanden», sagt
Jean-François Steiert (SP). Der
Freiburger Staatsrat ist oberster
Bau- und Umweltdirektor des
Landes. Er kritisiert die geplante
Revision gegenüber der «NZZ
am Sonntag» aussergewöhnlich
scharf. Der Schutz vor Über-
schwemmungen sei von überwie-
gendem öffentlichem Interesse
und die Kantone seien darauf
angewiesen, dafürunkompliziert
Land kaufen zu können. (red)

Bauern schränken
Hochwasserschutz
indirekt ein

Simon Thönen

Wir brauchenmehr Strom,mehr
Strom, mehr Strom – so lautet
das Mantra, das die Energiepo-
litik dominiert. So klingt es von
den Stromkonzernen, und so ar-
gumentiert auch der Energie-
minister: Der langfristige Bedarf
ist das zentrale Argument, wa-
rumAlbert Rösti (SVP) denVolks-
entscheid für ein Verbot neuer
Atomkraftwerke kippen will.

Als Treiber des Stromver-
brauchs nennt Rösti die Klima-
ziele, die Elektrifizierung von
Heizungen und Verkehr – und
das Bevölkerungswachstum.

Doch beim Blick auf die Elek-
trizitätsstatistik zeigt sich ein
überraschendes Bild: Der Strom-
verbrauch in der Schweiz weist
schon seit bald 15 Jahren eine
sinkende Tendenz auf, obwohl
die Bevölkerung im gleichen
Zeitraum stark gewachsen ist.
Trotz jährlichen Schwankungen
wurde derHöchststand aus dem
Jahr 2010 nie mehr erreicht –
2023 lag der Verbrauch in der
Schweiz gut 6 Prozent tiefer.
Das entspricht dem Stand von
2004. Das erstaunt. Denn heute
leben anderthalbMillionenMen-
schen mehr in der Schweiz als
vor 20 Jahren.

Doch das Bevölkerungs-
wachstum wurde durch eine
gegenläufige Entwicklung aus-
geglichen: Elektrizitätwird in der
Schweiz effizienter genutzt, also
wenigerverschwendet.Das dürf-
te kaum den dringlichen Spar-

appellen zu verdanken sein,wel-
che die Behörden rund um den
2022 befürchteten Strommangel
lanciert haben. Diese Kampagne
wirkt sich, falls überhaupt, erst
seit kurzem aus.

Erfolg im Schlepptau
der EU erzielt
Es waren andere Faktoren, wel-
che die Energieeffizienz zu einer
wenig beachteten Erfolgsge-
schichte gemacht haben. Jürg
Rohrer ist Energieexperte an der
Zürcher Hochschule für An-
gewandte Wissenschaften in
Wädenswil. Für ihn ist klar, was
in erster Linie wirkte: «Die
Schweiz hat im Schlepptau der
Europäischen Union Effizienz-
vorschriften für Geräte aller Art
eingeführt. Diese haben denVer-
brauch markant gedrosselt.»

Wie die EU verschärft die
Schweiz laufend dieAnforderun-
gen an neue Waschmaschinen,
Warmwasserboiler oderElektro-
motoren. Die grössten Strom-
fresser kommen so gar nicht
mehr auf den Markt. Das Mus-
terbeispiel ist das Verbot von
Glühbirnen, das den sparsamen
LED-Leuchten zumDurchbruch
verhalf. Zudem schafft die Ener-
gieetikette auf Kühlschränken,
Backöfen oder Staubsaugern
Transparenz.

«Der grosse Vorteil ist, dass
der normale Konsument, abge-
sehen von der Energieetikette,
von diesen Massnahmen gar
nichts merkt», sagt Rohrer.
«Neue Geräte brauchen einfach

weniger Strom.» Der Effizienz-
gewinn ist nichtmit persönlichen
Einschränkungen verbunden.

Die Erfolgsgeschichte ist nicht
zu Ende. Noch sind viele alte
Stromfresser am Netz, die mit
der Zeit ersetztwerden. Zugleich
hält der technische Fortschritt
bei derVerbrauchsreduktion der
Geräte an. Das Potenzial bleibt
riesig: Ein Drittel des Strom-
verbrauchs liesse sich laut einem
Bericht des Bundesamts für
Energie (BFE) von 2022 ohne
Komfortverlust einsparen –
sofern alte Geräte konsequent
durch moderne ersetzt werden.

Zudemwirkt sich aus, dass ein
Teil des Solarstroms nicht ins all-
gemeine Stromnetz fliesst, weil
er direkt vorOrt verbrauchtwird.
In der Statistik taucht dieser
Strom dann gar nicht auf – und
der eigentliche Verbrauch wird
unterschätzt. 2022 machte dies
laut dem BFE etwa 2,2 Prozent
des Gesamtverbrauchs aus.

Viel mehr Effizienz und So-
larstrom–beides hat das zustän-
dige Bundesamt so nicht erwar-
tet. «In den Energieperspektiven
hat man unterschätzt, wie rasch
und stark Effizienz und Solar-
strom zulegen», sagt BFE-
Sprecherin Marianne Zünd.

Klimaschutz führt zu
Anstieg des Verbrauchs
So überraschend gut die Schweiz
bisher bezüglich Stromeffizienz
unterwegs ist – in Zukunft wird
der Verbrauch gemäss allen
Szenarien wieder markant an-

steigen. Damit rechnet auch
Energieexperte Rohrer.

«Von der Klimaneutralität
sindwirnochweit entfernt», sagt
Rohrer, «die Dekarbonisierung
wird zu einem Anstieg des
Stromverbrauchs führen.» Hin-
zu kommen neue Verbrauchs-
treiber wie die künstliche Intel-
ligenz. So hat jüngst Google in
den USA für seine stromfressen-
den Rechenzentren den Bau von
angeblich sicheren, eher kleinen
AKW angekündigt. Umgekehrt
hat KI auch das Potenzial, den
Verbrauch in vielen Bereichen
durch intelligente Steuerung zu
senken.

Dass die Schweiz etwa für
ElektroautosundWärmepumpen
künftigmehr Stromverbrauchen
wird, sei im Stromgesetz bereits
berücksichtigt, das das Volk im
letzten Sommer klar gutgeheis-
sen hat, sagt Rohrer. «Die dort
festgelegtenAusbauziele fürmehr
erneuerbare Stromproduktion
entsprechen demMehrbedarf.»

Energieminister Albert Rösti
argumentiert, die Schweiz brau-
che langfristig neue Kernkraft-
werke, weil der Ausbau der er-
neuerbaren Energien langsamer
vorankomme als erhofft.

Doch überschätztman,wie in
der Vergangenheit, erneut den
zukünftigen Stromverbrauch? Im
neuen Stromgesetz ist ein Schritt
fürmehrEnergieeffizienz vorge-
sehen: Elektrizitätswerke sollen
verpflichtet werden, ihre Kund-
schaft beim Stromsparen zu un-
terstützen.

Allerdings führt der Bundesrat
dieses Instrument nur zögerlich
ein. Ab 2026 müssen Elektrizi-
tätswerke nachweisen, dass sie
mit Beratungen und Anreizen
ihre Kundschaft beim Strom-
sparen unterstützen. Doch erst
zwei Jahre spätermüssenVersor-
ger damit Einsparungen imUm-
fang von 2 Prozent ihres Strom-
absatzes erzielen.

Effizienzvorschriften
wirken rasch
Mit diesem Zeitplan kam die
Regierung der Elektrizitätswirt-
schaft entgegen, die vor einer ra-
schen Einführung des neuen Ins-
truments gewarnt hatte. Rohrer
hat dafür kein Verständnis. «Die
Schweiz betritt mit den Strom-
sparzielen für Elektrizitätswerke
keineswegs Neuland», sagt er.
«In Kalifornien,Dänemark, Eng-
land, Frankreich und Italien etwa
praktiziert man dies seit Jahr-
zehnten mit beachtlichem Er-
folg.» Mehr Effizienz könne den
Spielraum der Energiepolitik
auch in der Zukunft vergrössern,
sagt Rohrer. «Falls der Ausbau
der Erneuerbaren tatsächlich
nicht schnell genug voran-
kommt, kann der Bundesrat die
Effizienzvorgaben verschärfen.»

Schärfere Effizienzvorschrif-
ten hätten zudem den Vorteil,
dass sie rasch wirksam seien.
«Energieeinsparungen können
wir innert weniger Jahre erzie-
len», sagt Rohrer. «Das geht viel
schneller als etwa der Bau neuer
Atomkraftwerke.»

Die Bevölkerungwächst,
aber der Stromverbrauch nimmt ab
Energiepolitik Im Streit um fehlenden Strom geht oft vergessen, dass die Schweiz seit 2010 weniger verbraucht –
dank effizienteren Geräten. Unterschätzen wir das Sparpotenzial auch für die Zukunft?

Das Verbot von Glühbirnen verhalf den sparsamen LED-Leuchten zum Durchbruch. Foto: Marc Dahinden

Grafik: mrue / Quelle: Bundesamt für Energie, Energieperspektiven 2050+ (Szenario Zero Basis)
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Obwohl die Bevölkerung wächst, sinkt der Stromverbrauch
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Benno Tuchschmid, Lausanne

«Huere geil» ist sein Lieblings-
ausdruck im Schweizerdeut-
schen. Und «bös» – im Sinne
von: krass. Sie sagt jetzt «la
pètche», wenn der Schnee mat-
schig ist, oder «cramer», wenn
etwas anbrennt. Das ist bernju-
rassischer Slang.

Medea Burri und Simon Stei-
ner kannten sich bis vor weni-
gen Monaten nicht. Nun lebt er
seit August bei ihrer Familie in
Thalwil, sie bei seiner in Biel. Die
15-jährigeMedea und der 16-jäh-
rige Simon haben ihr Zuhause
und die Schule getauscht.Umdie
Sprache und Kultur des anderen
kennen zu lernen.

Simon sitzt in einem Sessel in
der Bibliothek des Gymnasiums
Freudenberg in Zürich-Enge.
Während er spricht, spielt seine
rechte Handmanchmal am Hei-
zungsradiator rum. Am Anfang
sei er oft traurig und einsam ge-
wesen. Das passiert jetzt immer
weniger. Er besucht noch bis im
Sommer das Gymi in Zürich, im
Februar wechselt er die Gast-
familie und zieht nach Oerlikon.
Sein Deutsch ist ein Gemisch aus
Dialekt und Hochdeutsch.

Medea sitzt auf einemMetall-
stuhl in den Aufenthaltsräumen
des Gymnase de Bienne et du
Jura Bernois. Manchmal rutscht
ihr auch auf Deutsch ein «Non»
oder ein «Oui» raus. Unter der
transparenten Handyhülle sind
Babyfotos von ihr und ihren Ge-
schwistern zu sehen. Sie hat ihre
beste Freundin in Biel schon in
der ersten Schulstunde kennen
gelernt. Manchmal übernachtet
sie bei ihr im Dorf Court im Ber-
ner Jura.

Systematische Förderung
ist neu
Die beiden Jugendlichenmachen
eine Erfahrung fürs Leben. Und
sie sind nicht allein. Gerade
entwickelt sich in der Schweiz
etwas, das es in diesem Aus-
mass noch nie gegeben hat: ein
Schüleraustausch zwischen den
Sprachregionen im grossen Stil.
Tausende Kinder und Jugendli-
che lernen jedes Jahr die andere
Seite des Röstigrabens kennen,
manche für ein paarTage, ande-
re,wieMedea und Simon, für ein
halbes Jahr oder mehr. Primar-
schülerinnen undGymnasiasten,
in Gruppen oder alleine.

Medea sagt: «Ich habe schon
das Gefühl, dassmir die Roman-
die nun näher ist.» Simon sagt:
«Deutschschweizer waren für
mich immer die anderen, das ist
nun nicht mehr so.»

Die Mehrsprachigkeit ist ein
beliebtes Sujet für 1.-August-
Reden – doch die systematische
Förderung des Austauschs auf
Schulebene ist neu. Seit 2007
schreibt das Sprachengesetz
diese vor. Bund und Kantone
haben das Ziel formuliert, dass
alle in ihrer Schulzeit mindes-
tens eine Austauscherfahrung
machen sollen. Diese Vorgabe
wird allerdings noch längst nicht
umgesetzt. Seit dem letzten
Sommer sind Gymnasien in der
Schweiz immerhin verpflichtet,
ihren Schülern Austauscherfah-
rungen zu ermöglichen.

Für die Finanzierung zustän-
dig ist Movetia, die nationale
Agentur zur Förderung vonAus-

tausch und Mobilität im Bil-
dungsbereich. Christine Keller,
Bereichsleiterin Schulbildung,
wünscht sich mehr bindende
Vorschriften – auch fürdieVolks-
schule. Sie sagt: «Wir sind zufrie-
den mit der Entwicklung, aber
das Potenzial ist noch lange nicht
ausgeschöpft.»

15 Prozent derWalliser
Schüler wagen es
Laut Keller fehlen repräsentative
Zahlen zum Ausmass des Aus-
tausches. Bildungspolitik ist
Sache der Kantone, die Lage ist
unübersichtlich. Bildungsöko-
nom StefanWolter von der Uni-
versität Bern kritisiert den sta-
tistischen Blindflug: «Wennman
messen will, ob man Erfolg hat,
brauchtman belastbare Zahlen.»

Wolter hat vor einigen Jahren
die einzige repräsentative Studie
zum Thema veröffentlicht. Fazit:
Die KantonemüsstenAustausch-
aktivitäten mehr als verdreifa-
chen, «um in die Nähe der politi-
schen Zielsetzung zu kommen».

Umfragen von Movetia deuten
darauf hin, dass sich die Situa-
tion nun verbessert hat. Im
Schuljahr 2022/2023wechselten
gemässUmfragen derAustausch-
organisation26’922Schülerinnen
und Schüler auf die andere Seite
des Röstigrabens. 2017 waren es
erst 17’378.

Unbestritten ist: Es gibt einen
Musterschüler. Den Kanton
Wallis. Zuständig ist Bildungs-
minister und Ex-Mitte-Präsident
Christophe Darbellay, der ab
2025 der oberste Erziehungs-
direktor der Schweiz ist. Er sagt:
«Für mich hat das Thema abso-
lute Priorität.» Darbellay wuchs
selber in einer französisch-
sprachigen Familie auf. Deutsch
lernte er im Kollegium in Brig
und bei einem Berner Bauer. Er
sagt: «Das war eine Erfahrung,
die mein Leben veränderte.»
Als er vor acht Jahren Wal-
liser Erziehungsdirektor wurde,
war das Wallis schon führend
beim Sprachaustausch. Darbel-
laywollte die Zahlen verdoppeln.
Heute machen 7000 Walliser
Schülerinnen und Schüler jedes
Jahr einen Sprachaustausch in-
nerhalb oder ausserhalb des Kan-
tons. Das sind 15 Prozent aller
Schüler im Kanton.

«DasAundO sind dieMache-
rinnen undMacher, die denAus-
tausch organisieren», sagt Dar-
bellay. Sechs Fachleute arbeiten
imBureau des échanges linguis-
tiques, «echte Unternehmer in
der Verwaltung» nennt sie Dar-
bellay.Was er damit meint, zeigt

ein Beispiel aus einem anderen
Kanton. Yann Lenggenhager ist
Gymi-Lehrer in der Stadt Zürich
und zuständig für denAustausch
an den Kantonsschulen Nord
und Freudenberg. Er hat auch
Medea Burri und Simon Steiner
bei der Organisation geholfen.
Lenggenhager sagt, es freue ihn,
dass der Sprachaustausch in der
Schweiz immerpopulärerwerde,
«für mich ist die Arbeit aber
genauso herausforderndwie vor
15 Jahren, als ich anfing».

Gastfamilien zu finden,
ist schwierig
Sein grösstes Problem: Familien
finden, die Schülerinnen und
Schüler aus einem anderen Lan-
desteil aufnehmen. Bei Medea
und Simon ging es leicht, weil
die beiden einfach die Familie
getauscht haben. «Das ist der
Optimalfall», sagt er. Ansonsten
geht eine mühselige Suche nach
einerGastfamilie los, bei der sich
Lenggenhager auf seinNetzwerk
verlassen muss, das er in 15 Jah-
ren gebildet hat. Telefonieren,
Mails schreiben, Klinken putzen.

Seit 2020 arbeitet Lenggenha-
ger auch Teilzeit in der Fachstel-
le Austausch und Mobilität der
Bildungsdirektion des Kanton
Zürich. 2024 organisierte das
Team 5150Austausche, fast dop-
pelt so viele wie ein Jahr zuvor.

Lenggenhager hat persönlich
schon über 300 Kinder betreut.
Die Bilanz sei überwältigend.Wer
aus der Romandie zurückkom-
me, sei «enchanté», verzaubert.

Vielewürden danach in derWest-
schweiz studieren, die Erfahrung
begleite sie ein Leben lang.

Medea und Simon lernten
auch ein neues Familienleben
kennen. «Das ist spannend – aber
man muss sich umgewöhnen»,
sagt Simon. Er rudert, hat sechs
Tage dieWoche Training im Ru-
derclub Zürich. Abends komme
er oft todmüde nach Hause, und
am Wochenende gehe fast der
ganze Tag fürs Training drauf.
«Ich glaube, fürmeine Gastfami-
lie ist es ungewohnt, dass ichwe-
niger zu Hause bin als Medea.
Das tutmirmanchmal leid.» Das
Familienleben bei seinerThalwi-
ler Familie sei enger als bei ihm
zu Hause.

Austausch existiert
seit dem 17. Jahrhundert
Doch auch Simons Familie unter-
nimmt nun mehr gemeinsam –
seit Medea da ist: «Meine Gast-
eltern zeigen mir viel, nehmen
mich ins Theater mit oder ins
Kino, machen Ausflüge. Sie sind

wirklich lieb», sagt sie. Zu Hause
inThalwil hatte sie viele Hobbys:
Theater, Blockflöten-Ensemble,
Pfadi. In Biel geht sie in den Bad-
minton-Club.

Erfahrungen in Familien en-
net der Sprachgrenze machen
Schweizerinnen und Schweizer
schon lange, wie der Publizist
Christophe Büchi in seinem
Standardwerk «Mariage de rai-
son» über die mehrsprachige
Schweiz ausführt. Sie begann im
17. Jahrhundert mit den Kindern
der Deutschschweizer Aristo-
kratie, die im Welschland die
Weltsprache und das Savoir-
vivre erlernten. Im 19. Jahrhun-
dert kam eine erste Welle von
DeutschschweizerMädchen, die
als Au-pairs ein «Welschland-
jahr» absolvierten. Und auch
unter demNachwuchs der Land-
wirte gab es in dieser Zeit einen
regen Austausch. Die meisten
dieser Austauschaufenthalte
wurden individuell organisiert
und nicht vom Bund gefördert.

«Erst mit der Geistigen Lan-
desverteidigung während des
Zweiten Weltkriegs begann die
Schweiz, ihre Mehrsprachigkeit
als Alleinstellungsmerkmal zu
nutzen und staatlich zu fördern»,
sagt Büchi. Er ist überzeugt, dass
die Mehrsprachigkeit «einer der
grössten Trümpfe der Schweiz»
ist. Zu lange habe man sinnvol-
le Massnahmewie den Schüler-
austausch nur aus Gründen des
nationalen Zusammenhalts be-
worben. «Dabei ist Mehrspra-
chigkeit auf demArbeitsmarkt ein
enormerKarrierevorteil.» So sieht
es auch der Bieler Simon. Er sagt:
«Ich wohne in einer Region, wo
es auf dem Arbeitsmarkt schon
enorm hilft, wenn man Deutsch
kann. Ich mache das auch für
meine Zukunft.»

Während Medea schon in der
Schule gut in Französisch war,
hatte Simon vor seinem Aus-
tausch Mühe mit dem Deutsch.
«Ich kämpfte immer um den
4er.» In Zürich lernt er nun zu-
sätzlich noch Mundart. «Kann
sein, dassmich das etwas bremst,
ich lerne ja eigentlich zwei Spra-
chen.» Doch für ihn sei es wich-
tig, auch Dialekt zu sprechen. So
könne man zu Deutschweizern
viel einfacher eine Beziehung
aufbauen. Das gehe mittler-
weile ganz gut. «Als ich dieWitze
der anderen verstand – und sie
meine –, da ging es aufwärts.»

Sie tauschen Familie und Schule
Rekord bei Sprachaufenthalten Allez-hopp über den Röstigraben! Austausch in der Schweiz boomt.
Was Simon (16) undMedea (15) dabei erleben, und warum ein Kanton alle anderen aussticht.

Zwei Teenager, die für einen Schweizer Trend stehen: Der Bieler Simon Steiner und Medea Burri aus Thalwil. Fotos: Boris Müller, Christian Pfander

«Deutsch-
schweizer waren
fürmich immer
die anderen –
nun nichtmehr.»
Simon Steiner

«Ich habe schon
das Gefühl,
dassmir
die Romandie
nun näher ist.»
Medea Burri

Wie gehe ich vor, wenn ich
mein Kind in den Austausch
schicken will?
Es gibt verschiedene Formen von
Sprachaustausch im Inland: vom
Klassenaustausch, der nur wenige
Tage dauert, bis zum einjährigen
Einzelaustausch. Organisiert
werden diese von Schulen und
den zuständigen Fachbehörden in
den Kantonen. Eltern und Schüler,
die sich für einen Austausch
interessieren, finden hier die
richtigen Ansprechpartner in ihrem
Wohnkanton. Movetia, die natio-
nale Agentur zur Förderung
von Austausch und Mobilität im
Bildungsbereich, unterstützt die
Austausche finanziell. Für Klassen-
und Einzelaustausch standen
2023 knapp 1,5 Millionen Franken
zur Verfügung. (btu)


